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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1990 Ausgegeben am 31. August 1990 223. Stück

559. Verordnung: Änderung der Studienordnung Wirtschaftsinformatik
560. Verordnung: Studienförderung für Studierende an Konservatorien
561. Kundmachung: Übertragung von Berechtigungen nach dem Ingenieurgesetz 1990

559. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 17. August
1990, mit der die Studienordnung Wirtschafts-

informatik geändert wird

Auf Grund des Bundesgesetzes über sozial- und
wirtschaftswissenschaftliche Studienrichtungen,
BGBl. Nr. 57/1983, in Verbindung mit dem
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetz, BGBl.
Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch BGBl.
Nr. 2/1989, wird verordnet:

Die Studienordnung Wirtschaftsinformatik,
BGBl. Nr. 176/1984, zuletzt geändert durch BGBl.
Nr. 463/1988, wird wie folgt geändert:

Artikel I

1. § 1 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Studienzweig Wirtschafts- und Verwal-
tungsinformatik der Studienrichtung Wirtschaftsin-
formatik ist an der Sozial- und Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät der Universität Wien gemein-
sam mit der Technisch-Naturwissenschaftlichen
Fakultät der Technischen Universität Wien einzu-
richten."

2. Im § 3 Abs. 2 lauten die Z 2 bis 6:

Artikel II

(1) Ordentliche Hörer, die an der Universität
Linz das Studium des Studienzweiges Wirtschafts-
und Verwaltungsinformatik der Studienrichtung
Wirtschaftsinformatik bereits begonnen haben, sind
berechtigt, dieses Studium an der Universität Linz
nach den bisher für sie geltenden Studienvorschrif-
ten fortzusetzen und zu beenden, für den Fall, daß
sie in den Studienzweig Betriebsinformatik der
Studienrichtung Wirtschaftsinformatik wechseln,
sind ihnen bereits absolvierte Studien und Prüfun-
gen nach Maßgabe der Gleichwertigkeit anzurech-
nen bzw. anzuerkennen.
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(2) Für Studierende, die ihr Studium bereits vor
Inkrafttreten des im Hinblick auf diese Verordnung
zu ändernden Studienplanes begonnen haben,
gelten die Änderungen im Umfang der Prüfungsfä-
cher gemäß § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 2 für jene

Teilprüfungen, die sie bis zum Inkrafttreten des
geänderten Studienplanes noch nicht erfolgreich
abgelegt haben, nach Maßgabe der im Studienplan
festzulegenden Übergangsbestimmungen.

Busek

560. Verordnung des Bundesministers für Unterricht, Kunst und Sport vom 21. August 1990
über die Studienförderung für Studierende an Konservatorien

Auf Grund des § 1 Abs. 1 lit. f und Abs. 5 sowie des § 11 a des Studienförderungsgesetzes 1983, BGBl.
Nr. 436, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 304/1989, wird im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen und hinsichtlich des § 1 Abs. 5 auch im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Wissenschaft und Forschung verordnet:

§ 1. Für das Studienjahr 1990/91 wird festgestellt, daß die im folgenden angeführten
Hauptstudiengänge an Konservatorien die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 lit. f erfüllen, und wird der
Umfang des Nachweises des günstigen Studienerfolges gemäß § 11 a Abs. 1 lit. c wie folgt festgelegt:

1. Am Joseph Haydn-Konservatorium des Landes Burgenland
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2. Kärntner Landeskonservatorium in Klagenfurt

3. Josef Matthias Hauer-Konservatorium der Stadt Wr. Neustadt
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4. Bruckner-Konservatorium des Landes Oberösterreich in Linz
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5. Konservatorium der Stadt Innsbruck

6. Landeskonservatorium für Vorarlberg
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7. Konservatorium der Stadt Wien



223. Stück — Ausgegeben am 31. August 1990 — Nr. 560 3725

8. Franz Schubert-Konservatorium für Musik und darstellende Kunst des Direktors SVEC in Wien
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§ 2. Die Aufgaben der Senate der Studienbeihilfenbehörde für die Konservatorien
1. mit Sitz in den Bundesländern Oberösterreich, Salzburg, Tirol und Vorarlberg werden dem Senat

der Studienbeihilfenbehörde an der Hochschule für Musik und darstellende Kunst „Mozarteum" in
Salzburg,

2. mit Sitz in den Bundesländern Burgenland, Niederösterreich und Wien werden dem Senat der
Studienbeihilfenbehörde an der Hochschule für Musik und darstellende Kunst in Wien,

3. mit Sitz in den Bundesländern Steiermark und Kärnten dem Senat der Studienbeihilfenbehörde an
der Hochschule für Musik und darstellende Kunst in Graz

zugewiesen.

§ 3. Für Anträge auf Studienbeihilfe aus dem Studienjahr 1989/90 ist weiterhin die Verordnung BGBl.
Nr. 491/1989 anzuwenden.

§ 4. Diese Verordnung tritt mit 1. September 1990 in Kraft und mit Ablauf des 31. August 1991 außer
Kraft.

Hawlicek
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5 6 1 . Kundmachung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 17. Au-
gust 1990 betreffend die Übertragung von
Berechtigungen nach dem Ingenieurgesetz

1990

Auf Grund des § 7 Abs. 3 des Ingenieurgesetzes
1990, BGBl. Nr. 461, wird kundgemacht, daß
gemäß § 7 Abs. 1 leg. cit. dem Verband österreichi-
scher Ingenieure über dessen Antrag die Berechti-
gung zur Verleihung und Beurkundung der

Berechtigung zur Führung der Standesbezeichnung
„Ingenieur" nach den Bestimmungen des § 4 Abs. 1
Z 1 bis 3 leg. cit. übertragen wurde. Diese
Autorisierung bezieht sich ausschließlich auf jene
Fälle, in denen Bewerber eine Reife- oder
Abschlußprüfung nach dem Lehrplan einer inländi-
schen oder ausländischen höheren technischen
Lehranstalt abgelegt haben und gilt, sofern kein
früherer Widerruf erfolgt, für die Zeit vom
1. Oktober 1990 bis 31. Dezember 1991.

Schüssel
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